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Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann hat am 18.4.2023 ein Eckpunktepapier zur Modernisierung des deutschen Schieds-

verfahrensrechts vorgelegt (vgl. PM BMJ vom gleichen Tag). Die Vorschläge zielten darauf, die Attraktivität Deutschlands als

Schiedsstandort im internationalen Wettbewerb weiter zu stärken und das Schiedsverfahrensrecht an die Bedürfnisse der heuti-

gen Zeit anzupassen. Hierzu erklärt Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann: „Deutschland verfügt über eine hochentwickelte

Rechtsordnung und ist Heimat exzellenter Juristinnen und Juristen. Der Streitbeilegungsstandort Deutschland hat deshalb gro-

ßes Potential. Unser Ziel ist es, ihn zu stärken. Dazu wollenwir sowohl die staatliche Gerichtsbarkeit als auch die Schiedsgerichts-

barkeit noch leistungsfähiger machen. Das Eckpunktepapier zu den Commercial Courts war ein erster wichtiger Schritt. Mit der

Modernisierung des Schiedsverfahrensrechts gehen wir das nächste Vorhaben an. Das deutsche Recht ist bereits heute schieds-

freundlich, aber Gutes kann immer noch besser werden. Mit unserer Reform werden wir der Digitalisierung Rechnung tragen –

sowie den Bedürfnissen nachmehr Transparenz undweniger Formalismus.“ Das deutsche Schiedsverfahrensrecht ist im 10. Buch

der Zivilprozessordnung (ZPO) geregelt. Es wurde zuletzt vor 25 Jahren umfassend reformiert und ist bereits heute schieds-

freundlich. Mit seiner Fortentwicklung solle das Recht an die voranschreitende Digitalisierung des Verfahrensrechts angepasst

werden – sowie an verschiedene Entwicklungen in der internationalen und nationalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit. Die

schiedsrechtlichen Reformbestrebungen ergänzten das parallele Rechtsetzungsvorhaben des Bundesministeriums der Justiz zu

den Commercial Courts. Durch beide Vorhaben solle der Streitbeilegungsstandort Deutschland insgesamt gestärkt werden: Er

solle noch attraktiver werden für die Austragung von Handelsstreitigkeiten, gleichviel ob vor staatlichen Zivilgerichten oder vor

nichtstaatlichen Schiedsgerichten. Vgl. hierzu auch die Meldung auf S. 898, in diesemHeft.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Zum Entschädigungsanspruch nach

§ 198 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 GVG bei Über-

länge eines Pilotverfahren in Massenver-

fahren

a) In „Massenverfahren“ führen – jedenfalls bei

Personenidentität auf Kläger- oder Beklagtensei-

te – Verzögerungen, die durch die Überlänge ei-

nes Pilotverfahrens begründet sind, in den da-

von abhängigen, zurückgestellten Verfahren re-

gelmäßig nicht zu gesondert entschädigungs-

pflichtigen immateriellen Nachteilen. Insoweit

kann sich der Betroffene nicht auf die Vermu-

tung des § 198 Abs. 2 Satz 1 GVG berufen (Be-

stätigung und Fortführung der Senatsurteile

vom 12. Februar 2015 – III ZR 141/14, BGHZ 204,

184 und vom 15. Dezember 2022 – III ZR 192/

21, WM 2023, 236).

b) Derartige Verzögerungen sind vielmehr bei

der Prüfung einer Erhöhung des Regelsatzes

nach § 198 Abs. 2 Satz 4 GVG in dem das Pilot-

verfahren betreffenden Entschädigungsverfah-

ren zu berücksichtigen.

c) Ein gesonderter Entschädigungsanspruch

nach § 198 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 GVG

kommt nur in Betracht, wenn die durch das Pi-

lotverfahren verursachte Verzögerung eines zu-

rückgestellten Verfahrens über die mit dieser

überlangen Verfahrensdauer typischerweise

verbundenen Folgen hinausgehende, besonde-

re entschädigungsrelevante (psychische oder

physische) Auswirkungen für den Betroffenen

hatte, die er allerdings konkret geltend machen

muss.

BGH, Urteil vom 9.3.2023 – III ZR 80/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-897-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Direktanspruch gegen Haftpflichtver-

sicherer – Anwendungsfall des Schadenser-

satz-Rechtsschutzes bei Anspruch aus bür-

gerlich-rechtlicher Prospekthaftung

Bei der Inanspruchnahme des Haftpflichtversi-

cherers eines Schädigers gemäß § 115 Abs. 1

Satz 1 Nr. 2 VVG handelt es sich dann um einen

Anwendungsfall des Schadenersatz-Rechtsschut-

zes nach § 2 a) (der hier vereinbarten) ARB, wenn

die Inanspruchnahme des Schädigers auf einem

Anspruch aus bürgerlich- rechtlicher Prospekt-

haftung beruht.

BGH, Urteil vom 15.2.2023 – IV ZR 312/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-897-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Befugnis des Insolvenzverwalters zur

Löschung eines Wohnungsrechts des Insol-

venzschuldners am eigenen Grundstück

BGB § 1093 Abs. 1

Die Bestellung eines Wohnungsrechts am eige-

nen Grundstück ist zulässig.

BGB§ 1092 Abs. 1 Satz 2, § 1093; ZPO§ 857Abs. 3;

InsO§ 36Abs. 1 Satz 1, § 80Abs. 1; GBO§ 19

a) Sind Grundstückseigentümer und Wohnungs-

berechtigter personenidentisch, sei es durch

eine anfängliche Bestellung des Wohnungs-

rechts als Eigentümerrecht, sei es durch eine

nachträgliche (Wieder-)Vereinigung von Woh-

nungsrecht und Eigentum in einer Person (§ 889

BGB), muss sich der Wohnungsberechtigte für

die Pfändung so behandeln lassen, als habe er

es gestattet, die Ausübung des Wohnungsrechts

einem anderen zu überlassen; infolgedessen ist

ein Eigentümerwohnungsrecht stets pfändbar

(Fortführung von Senat, Urteil vom 11. März

1964 – V ZR 78/62, NJW 1964, 1226, insoweit in

BGHZ 41, 209 nicht abgedruckt).

b) Aufgrund der Pfändbarkeit fällt das Eigen-

tümerwohnungsrecht bei Insolvenz des woh-

nungsberechtigten Grundstückseigentümers in

die Insolvenzmasse. Der Insolvenzverwalter ist

befugt, im Rahmen der Verwertung die Lö-

schung des Wohnungsrechts zu bewilligen.

BGH, Beschluss vom 2.3.2023 – V ZB 64/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-897-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zulässigkeit eines Erfolgshonorars bei

Inkassodienstleistung nach § 2 Abs. 2 RDG

Zur Zulässigkeit der Vereinbarung eines Erfolgs-

honorars bei einer Inkassodienstleistung nach

§ 2 Abs. 2 RDG.

BGH, Urteil vom 7.3.2023 – VI ZR 180/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-897-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Abtretung einer zur Tabelle ange-

meldeten und bestrittenen Forderung, über

die zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens

ein Rechtsstreit anhängig war, nach Anmel-

dung

Tritt ein Insolvenzgläubiger eine zur Tabelle an-

gemeldete und bestrittene Forderung, über die

zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens

ein Rechtsstreit anhängig war, nach der Anmel-

dung ab, so kann der Zessionar den Rechtsstreit

auch ohne Zustimmung des Prozessgegners auf-

nehmen, wenn die Rechtsnachfolge zwischen

Zessionar, Prozessgegner und dem Zedenten

unstreitig ist und gegenüber dem Insolvenzge-

richt nachgewiesen, in der Tabelle vermerkt und

dem Prozessgegner angezeigt worden ist.

BGH, Urteil vom 16.2.2023 – IX ZR 21/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-897-5

unterwww.betriebs-berater.de
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